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Rechtsgrundlagen 

zu den Grundsätzen der Höhe und Staffelung der Elternbeiträge 

 

 

§ 17 KitaG 

Elternbeiträge 

(1) Die Personensorgeberechtigten haben Beiträge zu den Betriebskosten der Einrichtungen 

(Elternbeiträge) sowie einen Zuschuss zur Versorgung des Kindes mit Mittagessen in Höhe 

der durchschnittlich ersparten Eigenaufwendungen zu entrichten (Essengeld). Die 

Elternbeiträge beziehen sich auf alle mit der Erziehung, Bildung, Betreuung und Versorgung 

des Kindes verbundenen Leistungen. Für Kinder, deren Personensorgeberechtigten für 

diese Kinder Hilfe nach den §§ 33, 34 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erhalten, 

übernimmt der für diese Leistung zuständige örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe die 

Elternbeiträge in Höhe des Durchschnitts der Elternbeiträge des Trägers. 

(2) Die Elternbeiträge sind sozialverträglich zu gestalten und nach dem Elterneinkommen, 

der Zahl ihrer unterhaltsberechtigten Kinder sowie dem vereinbarten Betreuungsumfang zu 

staffeln. 

(3) Die Elternbeiträge werden vom Träger der Einrichtung festgelegt und erhoben. Über die 

Grundsätze der Höhe und Staffelung der Elternbeiträge ist Einvernehmen mit dem örtlichen 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe herzustellen. Gemeinden oder Gemeindeverbände als 

Träger der Einrichtungen können die Elternbeiträge und das Essengeld durch Satzung 

festlegen und als Gebühren erheben. 

(4) Eine Heranziehung zu den Kosten einer Leistung der Eingliederungshilfe für Kinder im 

Grundschulalter nach §§ 53, 54 SGB XII erfolgt nicht, soweit diese Leistung der 

Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs gemäß § 1 dient. Hinsichtlich der Erstattung der 

den örtlichen Trägern der Sozialhilfe für die vorgenannten Leistungen entstandenen Kosten 

finden §§ 10 bis 15 des Gesetzes zur Ausführung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch mit 

der Maßgabe Anwendung, dass den örtlichen Trägern der Sozialhilfe die entstandenen 

Aufwendungen unabhängig von den individuellen kommunalen Anteilen unter 

Berücksichtigung einer Finanzierungsquote des Landes von 85 Prozent gegen Nachweis 

erstattet werden. 
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§ 17a KitaG (Entwurf) 

Befreiung von Elternbeiträgen 

(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Kindertagesbetreuung in 

Kindertagesstätten und Kindertagespflege darf kein Elternbeitrag erhoben werden, soweit 

sich das Kind im letzten Kita-Jahr vor der Einschulung befindet (Elternbeitragsbefreiung). 

Dies gilt nicht für das Essengeld und die Inanspruchnahme von Leistungen, die den 

ortsüblichen Rahmen erheblich übersteigen. Die Elternbeitragsbefreiung gilt auch für Kinder 

im letzten Kita-Jahr vor der Einschulung, die in Hilfemaßnahmen nach den §§ 33 und 34 des 

Achten Buches Sozialgesetzbuch gefördert werden. 

(2) Die Elternbeitragsbefreiung gilt für ein Kita-Jahr. Endet das letzte Kita-Jahr eines Kindes 

vor dessen Einschulungstermin und wird das Betreuungsverhältnis in der bisher besuchten 

Kindertagesstätte fortgesetzt, so gilt die Beitragsbefreiung bis zur Einschulung. Sie gilt für 

Kinder, die bis zum 30. September des nachfolgenden Kita-Jahres das sechste Lebensjahr 

vollenden. 

Die Beitragsbefreiung gilt in dem Zeitraum auch für Kinder, die nach dem 

Brandenburgischen Schulgesetz vom Schulbesuch zurückgestellt sind. Für Kinder, die im 

Folgejahr nach dem Brandenburgischen Schulgesetz vorzeitig in die Schule aufgenommen 

werden, ist das letzte Kita-Jahr vor der Einschulung ebenfalls elternbeitragsfrei. 

(3) Liegen die Voraussetzungen der Elternbeitragsbefreiung am 1. August eines Jahres vor, 

so werden bis zur Aufnahme des Kindes in die Schule keine Elternbeiträge erhoben. Für 

Kinder, die nach dem Brandenburgischen Schulgesetz vorzeitig eingeschult werden, erstattet 

der Träger der Kindertagesstätte die zunächst erhobenen Elternbeiträge, nachdem die 

Personensorgeberechtigten ihm die vorzeitige Einschulung gemeldet haben. Die Meldung ist 

bis zum 1.Juni vor der Einschulung abzugeben. die Erstattung zunächst gezahlter 

Elternbeiträge erfolgt spätestens drei Monate nach der Einschulung. 

 

§ 18 KitaG 

Förderung der Kindertagespflege 

(1) Wird eine geeignete Tagespflegeperson durch den örtlichen Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe vermittelt und ist die Förderung des Kindes in Kindertagespflege für sein Wohl 

geeignet und erforderlich oder wird eine selbst organisierte Tagesbetreuung nachträglich als 

geeignet und erforderlich anerkannt, so übernimmt der örtliche Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe die entstehenden Aufwendungen einschließlich der Abgeltung des 

Erziehungsaufwandes. 
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(2) § 17 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Elternbeiträge und das Essengeld vom 

örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe festgesetzt und erhoben werden. 

(3) Zwischen der Tagespflegeperson, den Personensorgeberechtigten und dem örtlichen 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind jeweils die Rechte und Pflichten, die sich aus der 

Kindertagespflege ergeben, vertraglich zu regeln, insbesondere 

1.die Erstattung der Aufwendungen einschließlich der Abgeltung des Erziehungsaufwandes, 

2.der Abschluss einer Unfall- und Haftpflichtversicherung für Schäden, die im 

Zusammenhang mit der Kindertagespflege eintreten können, 

3.der Betreuungsumfang. 

(4) Die Tagespflegepersonen sollen vom örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

fachlich beraten werden 

 

§ 90 SGB VIII 

Pauschalierte Kostenbeteiligung 

(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten 

1. der Jugendarbeit nach § 11, 

2. der allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie nach § 16 Absatz 1, Absatz 2 

Nummer 1 und 3 und 

3. der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege nach den §§ 22 

bis 24 

können Kostenbeiträge festgesetzt werden. Soweit Landesrecht nichts anderes bestimmt, 

sind Kostenbeiträge, die für die Inanspruchnahme von Tageseinrichtungen und von 

Kindertagespflege zu entrichten sind, zu staffeln. Als Kriterien können insbesondere das 

Einkommen, die Anzahl der kindergeldberechtigten Kinder in der Familie und die tägliche 

Betreuungszeit berücksichtigt werden. Werden die Kostenbeiträge nach dem Einkommen 

berechnet, bleibt die Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz außer Betracht. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 und 2 kann der Kostenbeitrag auf Antrag ganz 

oder teilweise erlassen oder ein Teilnahmebeitrag auf Antrag ganz oder teilweise vom Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe übernommen werden, wenn 

1. die Belastung 

a) dem Kind oder dem Jugendlichen und seinen Eltern oder 

b) dem jungen Volljährigen nicht zuzumuten ist und 
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2. die Förderung für die Entwicklung des jungen Menschen erforderlich ist. 

Lebt das Kind oder der Jugendliche nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die 

Stelle der Eltern. 

(3) Im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 soll der Kostenbeitrag auf Antrag ganz oder teilweise 

erlassen oder ein Teilnahmebeitrag auf Antrag ganz oder teilweise vom Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe übernommen werden, wenn die Belastung den Eltern und dem Kind 

nicht zuzumuten ist. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87, 88 und 92a 

des Zwölften Buches entsprechend, soweit nicht Landesrecht eine andere Regelung trifft. 

Bei der Einkommensberechnung bleibt die Eigenheimzulage nach dem 

Eigenheimzulagengesetz außer Betracht. 

 

§ 82  

SGB XII – Begriff des Einkommens 

(1) Zum Einkommen gehören alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert mit Ausnahme der 

Leistungen nach diesem Buch, der Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz und 

nach den Gesetzen, die eine entsprechende Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes 

vorsehen, und der Renten oder Beihilfen nach dem Bundesentschädigungsgesetz für 

Schaden an Leben sowie an Körper oder Gesundheit bis zur Höhe der vergleichbaren 

Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz. Einkünfte aus Rückerstattungen, die auf 

Vorauszahlungen beruhen, die Leistungsberechtigte aus dem Regelsatz erbracht haben, 

sind kein Einkommen. Bei Minderjährigen ist das Kindergeld dem jeweiligen Kind als 

Einkommen zuzurechnen, soweit es bei diesem zur Deckung des notwendigen 

Lebensunterhaltes, mit Ausnahme der Bedarfe nach § 34, benötigt wird. 

(2) Von dem Einkommen sind abzusetzen 

1. auf das Einkommen entrichtete Steuern, 

2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung einschließlich der Beiträge zur Arbeitsförderung, 

3. Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrichtungen, 

soweit diese Beiträge gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund und Höhe angemessen 

sind, sowie geförderte Altersvorsorgebeiträge nach § 82 des Einkommensteuergesetzes, 

soweit sie den Mindesteigenbeitrag nach § 86 des Einkommensteuergesetzes nicht 

überschreiten, und die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen 

Ausgaben. 
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Erhält eine leistungsberechtigte Person aus einer Tätigkeit Bezüge oder Einnahmen, die 

nach § 3 Nummer 12, 26, 26a oder 26b des Einkommensteuergesetzes steuerfrei sind, ist 

abweichend von Satz 1 Nummer 2 bis 4 und den Absätzen 3 und 6 ein Betrag von bis zu 200 

Euro monatlich nicht als Einkommen zu berücksichtigen. 3 Soweit ein Betrag nach Satz 2 in 

Anspruch genommen wird, gelten die Beträge nach Absatz 3 Satz 1 zweiter Halbsatz und 

nach Absatz 6 Satz 1 zweiter Halbsatz insoweit als ausgeschöpft. 

(3) Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt und Grundsicherung im Alter und bei 

Erwerbsminderung ist ferner ein Betrag in Höhe von 30 vom Hundert des Einkommens aus 

selbständiger und nichtselbständiger Tätigkeit der Leistungsberechtigten abzusetzen, 

höchstens jedoch 50 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28. 

Abweichend von Satz 1 ist bei einer Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte 

Menschen oder bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches von 

dem Entgelt ein Achtel der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 zuzüglich 50 vom 

Hundert des diesen Betrag übersteigenden Entgelts abzusetzen. Im Übrigen kann in 

begründeten Fällen ein anderer als in Satz 1 festgelegter Betrag vom Einkommen abgesetzt 

werden. 

(4) Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt und Grundsicherung im Alter und bei 

Erwerbsminderung ist ferner ein Betrag von 100 Euro monatlich aus einer zusätzlichen 

Altersvorsorge der Leistungsberechtigten zuzüglich 30 vom Hundert des diesen Betrag 

übersteigenden Einkommens aus einer zusätzlichen Altersvorsorge der 

Leistungsberechtigten abzusetzen, höchstens jedoch 50 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 

nach der Anlage zu § 28. 

(5) Einkommen aus einer zusätzlichen Altersvorsorge im Sinne des Absatzes ist jedes 

monatlich bis zum Lebensende ausgezahlte Einkommen, auf das der Leistungsberechtigte 

vor Erreichen der Regelaltersgrenze auf freiwilliger Grundlage Ansprüche erworben hat und 

das dazu bestimmt und geeignet ist, die Einkommenssituation des Leistungsberechtigten 

gegenüber möglichen Ansprüchen aus Zeiten einer Versicherungspflicht in der gesetzlichen 

Rentenversicherung nach den §§ 1 bis 4 des Sechsten Buches , nach § 1 des Gesetzes 

über die Alterssicherung der Landwirte , aus beamtenrechtlichen Versorgungsansprüchen 

und aus Ansprüchen aus Zeiten einer Versicherungspflicht in einer Versicherungs- und 

Versorgungseinrichtung, die für Angehörige bestimmter Berufe errichtet ist, zu verbessern. 

Als Einkommen aus einer zusätzlichen Altersvorsorge gelten auch laufende Zahlungen aus 

1. einer betrieblichen Altersversorgung im Sinne des Betriebsrentengesetzes , 

2. einem nach § 5 des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes zertifizierten 

Altersvorsorgevertrag und 
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3. einem nach § 5a des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes zertifizierten 

Basisrentenvertrag. 

Werden bis zu zwölf Monatsleistungen aus einer zusätzlichen Altersvorsorge, insbesondere 

gemäß einer Vereinbarung nach § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 3 erster Halbsatz des 

Einkommensteuergesetzes , zusammengefasst, so ist das Einkommen gleichmäßig auf den 

Zeitraum aufzuteilen, für den die Auszahlung erfolgte. 

(6) Für Personen, die Leistungen der Hilfe zur Pflege erhalten, ist ein Betrag in Höhe von 40 

vom Hundert des Einkommens aus selbständiger und nichtselbständiger Tätigkeit der 

Leistungsberechtigten abzusetzen, höchstens jedoch 65 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 

nach der Anlage zu § 28. Für Personen, die Leistungen der Eingliederungshilfe für 

behinderte Menschen erhalten, gilt Satz 1 bis zum 31. Dezember 2019 entsprechend. 

(7) Einmalige Einnahmen, bei denen für den Monat des Zuflusses bereits Leistungen ohne 

Berücksichtigung der Einnahme erbracht worden sind, werden im Folgemonat berücksichtigt. 

Entfiele der Leistungsanspruch durch die Berücksichtigung in einem Monat, ist die einmalige 

Einnahme auf einen Zeitraum von sechs Monaten gleichmäßig zu verteilen und mit einem 

entsprechenden Teilbetrag zu berücksichtigen. In begründeten Einzelfällen ist der 

Anrechnungszeitraum nach Satz 2 angemessen zu verkürzen. Die Sätze 1 und 2 sind auch 

anzuwenden, soweit während des Leistungsbezugs eine Auszahlung zur Abfindung einer 

Kleinbetragsrente im Sinne des § 93 Absatz 3 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes oder 

nach § 3 Absatz 2 des Betriebsrentengesetzes erfolgt und durch den ausgezahlten Betrag 

das Vermögen überschritten wird, welches nach § 90 Absatz 2 Nummer 9 und Absatz 3 nicht 

einzusetzen ist. 

 

§ 83 SGB XII  

Nach Zweck und Inhalt bestimmte Leistungen 

(1) Leistungen, die auf Grund öffentlich-rechtlicher Vorschriften zu einem ausdrücklich 

genannten Zweck erbracht werden, sind nur so weit als Einkommen zu berücksichtigen, als 

die Sozialhilfe im Einzelfall demselben Zweck dient. 

(2) Eine Entschädigung, die wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, nach 

§ 253 Abs. des Bürgerlichen Gesetzbuches geleistet wird, ist nicht als Einkommen zu 

berücksichtigen. 
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§ 84 SGB XII 

Zuwendungen 

(1) Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege bleiben als Einkommen außer Betracht. Dies 

gilt nicht, soweit die Zuwendung die Lage der Leistungsberechtigten so günstig beeinflusst, 

dass daneben Sozialhilfe ungerechtfertigt wäre. 

(2) Zuwendungen, die ein anderer erbringt, ohne hierzu eine rechtliche oder sittliche Pflicht 

zu haben, sollen als Einkommen außer Betracht bleiben, soweit ihre Berücksichtigung für die 

Leistungsberechtigten eine besondere Härte bedeuten würde. 

 

§ 85 SGB XII 

Einkommensgrenze 

(1) Bei der Hilfe nach dem Fünften bis Neunten Kapitel ist der nachfragenden Person und 

ihrem nicht getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartner die Aufbringung der Mittel nicht 

zuzumuten, wenn während der Dauer des Bedarfs ihr monatliches Einkommen zusammen 

eine Einkommensgrenze nicht übersteigt, die sich ergibt aus 

1. einem Grundbetrag in Höhe des Zweifachen der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu 

§ 28,  

2. den Aufwendungen für die Unterkunft, soweit diese den der Besonderheit des Einzelfalles 

angemessenen Umfang nicht übersteigen und  

3. einem Familienzuschlag in Höhe des auf volle Euro aufgerundeten Betrages von 70 vom 

Hundert der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 für den nicht getrennt lebenden 

Ehegatten oder Lebenspartner und für jede Person, die von der nachfragenden Person, 

ihrem nicht getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartner überwiegend unterhalten 

worden ist oder für die sie nach der Entscheidung über die Erbringung der Sozialhilfe 

unterhaltspflichtig werden. 

(2) Ist die nachfragende Person minderjährig und unverheiratet, so ist ihr und ihren Eltern die 

Aufbringung der Mittel nicht zuzumuten, wenn während der Dauer des Bedarfs das 

monatliche Einkommen der nachfragenden Person und ihrer Eltern zusammen eine 

Einkommensgrenze nicht übersteigt, die sich ergibt aus 

1. einem Grundbetrag in Höhe des Zweifachen der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu 

§ 28,  

2. den Aufwendungen für die Unterkunft, soweit diese den der Besonderheit des Einzelfalles 

angemessenen Umfang nicht übersteigen und  
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3. einem Familienzuschlag in Höhe des auf volle Euro aufgerundeten Betrages von 70 vom 

Hundert der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 für einen Elternteil, wenn die 

Eltern zusammenleben, sowie für die nachfragende Person und für jede Person, die von den 

Eltern oder der nachfragenden Person überwiegend unterhalten worden ist oder für die sie 

nach der Entscheidung über die Erbringung der Sozialhilfe unterhaltspflichtig werden.  

Leben die Eltern nicht zusammen, richtet sich die Einkommensgrenze nach dem Elternteil, 

bei dem die nachfragende Person lebt. Lebt sie bei keinem Elternteil, bestimmt sich die 

Einkommensgrenze nach Absatz 1. 

(3) Die Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 bestimmt sich nach dem Ort, an dem 

der Leistungsberechtigte die Leistung erhält. Bei der Leistung in einer Einrichtung sowie bei 

Unterbringung in einer anderen Familie oder bei den in § 107 genannten anderen Personen 

bestimmt er sich nach dem gewöhnlichen Aufenthalt des Leistungsberechtigten oder, wenn 

im Falle des Absatzes 2 auch das Einkommen seiner Eltern oder eines Elternteils 

maßgebend ist, nach deren gewöhnlichem Aufenthalt. Ist ein gewöhnlicher Aufenthalt im 

Inland nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln, ist Satz 1 anzuwenden. 

 

§ 87 SGB XII  

Einsatz des Einkommens über der Einkommensgrenze 

(1) Soweit das zu berücksichtigende Einkommen die Einkommensgrenze übersteigt, ist die 

Aufbringung der Mittel in angemessenem Umfang zuzumuten. Bei der Prüfung, welcher 

Umfang angemessen ist, sind insbesondere die Art des Bedarfs, die Art oder Schwere der 

Behinderung oder der Pflegebedürftigkeit, die Dauer und Höhe der erforderlichen 

Aufwendungen sowie besondere Belastungen der nachfragenden Person und ihrer 

unterhaltsberechtigten Angehörigen zu berücksichtigen. Bei Pflegebedürftigen der 

Pflegegrade 4 und 5 und blinden Menschen nach § 72 ist ein Einsatz des Einkommens über 

der Einkommensgrenze in Höhe von mindestens 60 vom Hundert nicht zuzumuten. 

(2) Verliert die nachfragende Person durch den Eintritt eines Bedarfsfalles ihr Einkommen 

ganz oder teilweise und ist ihr Bedarf nur von kurzer Dauer, so kann die Aufbringung der 

Mittel auch aus dem Einkommen verlangt werden, das sie innerhalb eines angemessenen 

Zeitraumes nach dem Wegfall des Bedarfs erwirbt und das die Einkommensgrenze 

übersteigt, jedoch nur insoweit, als ihr ohne den Verlust des Einkommens die Aufbringung 

der Mittel zuzumuten gewesen wäre. 

(3) Bei einmaligen Leistungen zur Beschaffung von Bedarfsgegenständen, deren Gebrauch 

für mindestens ein Jahr bestimmt ist, kann die Aufbringung der Mittel nach Maßgabe des 

Absatzes 1 auch aus dem Einkommen verlangt werden, das die in § 19 Abs. 3 genannten 
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Personen innerhalb eines Zeitraumes von bis zu drei Monaten nach Ablauf des Monats, in 

dem über die Leistung entschieden worden ist, erwerben 

 

§ 88 SGB XII  

Einsatz des Einkommens unter der Einkommensgrenze 

(1) Die Aufbringung der Mittel kann, auch soweit das Einkommen unter der 

Einkommensgrenze liegt, verlangt werden, 

1.soweit von einem anderen Leistungen für einen besonderen Zweck erbracht werden, für 

den sonst Sozialhilfe zu leisten wäre, 

2.wenn zur Deckung des Bedarfs nur geringfügige Mittel erforderlich sind. 

Darüber hinaus soll in angemessenem Umfang die Aufbringung der Mittel verlangt werden, 

wenn eine Person für voraussichtlich längere Zeit Leistungen in einer stationären Einrichtung 

bedarf. 

(2) Bei einer stationären Leistung in einer stationären Einrichtung wird von dem Einkommen, 

das der Leistungsberechtigte aus einer entgeltlichen Beschäftigung erzielt, die Aufbringung 

der Mittel in Höhe von einem Achtel der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 

zuzüglich 50 vom Hundert des diesen Betrag übersteigenden Einkommens aus der 

Beschäftigung nicht verlangt. § 82 Absatz 3 und 6 ist nicht anzuwenden. 

 

§ 92a SGB XII 

Einkommenseinsatz bei Leistungen für Einrichtungen 

(1) Erhält eine Person in einer teilstationären oder stationären Einrichtung Leistungen, kann 

die Aufbringung der Mittel für die Leistungen in der Einrichtung nach dem Dritten und Vierten 

Kapitel von ihr und ihrem nicht getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartner aus dem 

gemeinsamen Einkommen verlangt werden, soweit Aufwendungen für den häuslichen 

Lebensunterhalt erspart werden. 

(2) Darüber hinaus soll in angemessenem Umfang die Aufbringung der Mittel verlangt 

werden, wenn eine Person auf voraussichtlich längere Zeit Leistungen in einer stationären 

Einrichtung bedarf. 

(3) Bei der Prüfung, welcher Umfang angemessen ist, ist auch der bisherigen 

Lebenssituation des im Haushalt verbliebenen, nicht getrennt lebenden Ehegatten oder 

Lebenspartners sowie der im Haushalt lebenden minderjährigen unverheirateten Kinder 

Rechnung zu tragen. 

(4) § 92 Abs. 2 bleibt unberührt. 
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Art 20 GG 

 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat. 
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